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Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsätze:

1. Bei der Ermittlung des gesamtwirtschaftlich günstigsten Ver-
knüpfungspunktes i. S. v. § 5 Abs. 1 EEG 2009 zum Anschluss
einer EEG-Anlage (hier: PV-Installation) an das Netz des Netz-
betreibers für die allgemeine Versorgung ist dieser berechtigt,
nicht nur auf das Netzanschlussbegehren dieser bzw. dieses ein-
zelnen Einspeisewilligen abzustellen. Der verpflichtete Netz-
betreiber kann bei der Ermittlung des Verknüpfungspunktes
einer EEG-Anlage auch Netzanschlussbegehren von weiteren
Einspeisewilligen anderer EEG-Anlagen berücksichtigen, deren
installierte Leistung bekannt ist, die sich in einem ähnlichen
Planungsstadium und sich jedenfalls auf demselben Grundstück
befinden. Darüber hinaus kann der Netzbetreiber gegebenen-
falls den Anschluss bereits bestehender Anlagen umverlegen,
die sich jedenfalls auf demselben Grundstück befinden, wenn
die Umverlegung aus technischen Gründen notwendig ist, um
den Anschluss der PV-Installation und die Einspeisung des dar-
in erzeugten Stromes sicherzustellen.

2. Die Einbeziehung bestehender Anlagen und die gemeinsame
Betrachtung mit weiteren Installationen schließen jedoch nicht
die Pflicht des Netzbetreibers aus, eine netztechnische Prüfung
vorzunehmen, ob ein getrennter Anschluss der jeweiligen Ein-
zelanlagen an verschiedenen Verknüpfungspunkten zu wirt-
schaftlich und technisch günstigeren Anschlusslösungen führt.
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In dem Votumsverfahren

1. (a) [. . . ]

– Anspruchstellerin zu 1 –

(b) [. . . ]

– Anspruchsteller zu 2 –

(c) [. . . ]

– Anspruchsteller zu 3 –

rechtsgeschäftlich vertreten durch [. . . ]
– Anspruchsteller –

2. [. . . ]
– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch ihren Vorsitzenden Dr. Lovens, ihre ständigen
Beisitzer Dr. Brunner und Dibbern sowie die nichtständige Beisitzerin Jung und
den nichtständigen Beisitzer Weißenborn aufgrund der mündlichen Erörterung vom
8. August 2013 am 18. März 2014 mehrheitlich folgendes Votum:

1. Die in [. . . ], errichteten Fotovoltaikanlagen der Anspruchstel-
ler mit einer Wechselrichterleistung von insgesamt 79,5 kVA
waren nicht an dem vorhandenen Netzverknüpfungspunkt des
Vierseitenhofs, an dem bereits die Fotovoltaikanlage des Ehe-
mannes der Anspruchstellerin zu 1) und Vaters der Anspruch-
steller zu 2) und 3) mit einer Wechselrichterleistung von 40 kVA
angeschlossen war, anzuschließen. Der richtige Verknüpfungs-
punkt gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 20091 für die Anlagen der
Anspruchsteller ist der von der Anspruchsgegnerin ermittelte
technisch und gesamtwirtschaftlich günstigste Verknüpfungs-
punkt Niederspannungs-Sammelschiene Trafostation [. . . ].

1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I, S. 2704), in der bis zum 30.04.2011 geltenden Fassung (BGBl. I 2010, S. 1170), zuletzt
geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I, S. 1634), nachfolgend bezeich-
net als EEG 2009. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.
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2. Die Anspruchsgegnerin ist nicht zur Tragung der Kosten nach
§§ 5 Abs. 3, 13 Abs. 2 EEG 2009 verpflichtet, die daraus resultie-
ren, dass die genannten Fotovoltaikanlagen der Anspruchstel-
ler ca. 400 m entfernt vom Netzverknüpfungspunkt des Vier-
seitenhofes an der Niederspannungs-Sammelschiene der Trafo-
station [. . . ] mit dem Netz der Anspruchsgegnerin verknüpft
wurden. Die Kosten für den Anschluss der Anlagen an den
richtigen Verknüpfungspunkt haben die Anspruchsteller ge-
mäß § 13 Abs. 1 EEG 2009 zu tragen.
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1 Tatbestand

Zwischen den Parteien besteht Streit über die Kostenverteilung für die Maßnah-1
men zum Anschluss von mehreren PV-Installationen, insbesondere darüber, ob der
gewählte Netzverknüpfungspunkt der richtige Netzverknüpfungspunkt i. S. d. § 5
Abs. 1 Satz 1 EEG 2009 ist.

Der Ehemann der Anspruchstellerin zu 1) und Vater der Anspruchsteller zu 2) und2
3) betreibt seit dem 11. September 2008 in [. . . ] auf einem Vierseitenhof eine PV-
Installation mit einer Leistung von insgesamt 40,4 kVA bzw. ca. 46 kWp (nachfol-
gend bezeichnet als PV-1) auf seinem Grundstück. Die PV-1 war am Hausanschluss
des Vierseitenhofes angeschlossen, der über eine Freileitung und ein Kabel mit der
Trafostation [. . . ]2 verbunden ist.

Die Anspruchsteller planten in den Jahren 2008/2009 weitere PV-Installationen, zu-3
nächst im Jahr 2008 eine weitere Installation mit einer Leistung von 52 kVA (nach-
folgend bezeichnet als PV-2) und im Jahr 2009 drei weitere PV-Installationen (nach-
folgend bezeichnet als PV-3 bis PV-5). Die PV-2 wurde nicht errichtet. Die PV-3 bis
PV-5 wurden am 28. Dezember 2009 auf demselben Grundstück wie PV-1 in Betrieb
genommen.3 Dabei werden die PV-3 und PV-4 von den Anspruchstellern zu 2) und
zu 3) und die PV-5 von der Anspruchstellerin zu 1) betrieben.

In dem relevanten Netzbereich existieren mehrere potentielle Netzverknüpfungs-4
punkte, an denen ein Anschluss der PV-Installationen der Anspruchsteller theore-
tisch – vorbehaltlich der technischen Eignung – möglich war. In ca. 250 m Ent-
fernung von dem Grundstück der Anspruchsteller verläuft ein Mittelspannungs-
Leitungsabschnitt der Anspruchsgegnerin. Ferner existieren in der Nähe des streit-
gegenständlichen Grundstückes zwei voneinander unabhängige Stromkreise in Nie-
derspannung, die jeweils über zwei Freileitungen führen. Eine Ortsnetz-Freileitung
(im Folgenden bezeichnet als Freileitung 1) mit einer Länge von ca. 300 m befin-
det sich nördlich (bzw. rechtsseitig ausgehend vom Trafo [. . . ]) der Straße [. . . ]. Sie
verläuft östlich von der Hauptstraße zwischen dem Trafo [. . . ] und der [. . . straße]
und führt über sechs Holzmasten. Sie dient der Versorgung der dort angeschlosse-
nen Grundstücke [. . . 6 bis 12]. Die Grundstücke [. . . 1 bis 5] befinden sich südlich
(bzw. linksseitig) der Straße [. . . ] und westlich hinter der Kreuzung [. . . straße/. . . ].
2Im Folgenden bezeichnet als: Trafo [. . . ].
3Die Würdigung beschränkt sich auf die Verfahrensfrage, welcher der richtige Verknüpfungspunkt
für die PV-3 bis PV-5 ist.
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Ein seit 2009 verlegtes Erdkabel führt östlich der [. . . straße] von dem Trafo [. . . ]
ausgehend südlich die Straße [. . . ] entlang bis zur Kreuzung [. . . straße/. . . ], hinter
der Kreuzung [. . . straße/. . . ] durch die Straße auf die nördlich (bzw. rechte) Stra-
ßenseite und mündet dort in eine zweite Freileitung (im Folgenden bezeichnet als
Freileitung 2), die sich westlich der [. . . straße] befindet. Über die Freileitung 2 wer-
den die umliegenden Hausanschlüsse der Grundstücke [. . . 1 bis 5] eingebunden und
mit Strom versorgt. Über diese Freileitung 2 wird ebenso der Hausanschluss der An-
spruchsteller über ein 50 m langes Erdkabel, das mit der Freileitung 2 verbunden ist,
versorgt.

Mit Schreiben vom 11. September 2009 informierten die Anspruchsteller die An-5
spruchsgegnerin über das Anschlussbegehren der drei geplanten Anlagen (PV-3 bis
PV-5, Rn. 3) sowie von noch nicht abschließend geplanten Anlagen und baten um die
Ermittlung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunktes für
die PV-3 bis PV-5 unter Berücksichtigung darüberhinausgehender, weiterer 60 kWp:

1. PV-3 mit einer installierten Leistung von 24,64 kWp,

2. PV-4 mit einer installierten Leistung von 24,64 kWp,

3. PV-5 mit einer installierten Leistung von 34,10 kWp.

Die Anspruchsgegnerin ermittelte als technisch und wirtschaftlich günstigsten Ver-6
knüpfungspunkt für die PV-3 bis PV-5 die Niederspannungs-Sammelschiene des Tra-
fo [. . . ] unter der Voraussetzung, dass die Bestandsanlage PV-1 an den Stromkreis der
neuen Anlagen angeschlossen werde. Die Kosten für die in Betracht kommenden An-
schlüsse bezifferte und benannte die Anspruchsgegnerin ausweislich ihres Angebotes
wie folgt:

1. Anschluss an den bestehenden Hausanschluss (Rn. 2) – Netzausbau durch Aus-
tausch des vorhandenen Kabels zwischen Hausanschluss und Trafo [. . . ], Er-
richtung einer parallelen Freileitung bzw. eines neuen Erdkabels als Ersatz für
die Freileitung 2 – ca. 43 000 e.

2. Anschluss an die Niederspannungs-Sammelschiene [Trafo . . . ] über ein Nie-
derspannungskabel parallel zum bestehenden Erdkabel und zur Freileitung 1
(vgl. zur Netzstruktur Rn. 4), 28 000 e.
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Zur näheren Begründung führt sie aus, dass der bestehende Hausanschluss wegen7
Überschreitung der zulässigen technischen Normen (Spannungshub) ungeeignet und
auch unter Berücksichtigung der Erweiterung um einen Strang isolierter Freileitung
nicht der technisch und wirtschaftlich günstigste Netzverknüpfungspunkt sei. Der
Anschluss am bestehenden Hausanschluss führe zu einer unzulässigen Spannungser-
höhung von über 9 %. Der gesamtwirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt sei
vielmehr der Anschluss an die Niederspannungs-Sammelschiene des Trafo [. . . ]. Die
Prüfung einer weiteren Option – Versetzen der Ortsnetztrafostation in Richtung
Vierseitenhof – führe zu keinem anderen Ergebnis. Vor allem sei dieser Anschluss-
punkt nicht geeignet, weil damit die Versorgung von Kunden in östlicher Richtung
nicht gewährleistet werden könne. Zudem führe eine gemeinsame Anbindung der
Anlagen zu niedrigeren Gesamtkosten. Verbliebe PV-1 am bestehenden Anschluss,
so führe dies infolge des Anschlusses der PV-3 bis PV-5 an der Niederspannungs-
Sammelschiene des Trafo [. . . ] zu einer unzulässigen Spannungserhöhung am Haus-
anschluss, die bereits bei ca. 3 % liege, und zu höheren Kosten wegen der zusätzlich-
notwendigen Erweiterung der Netzkapazität. Daher sei auch ein Verbleib von PV-1
an dem Hausanschluss nicht möglich. Der Anschluss der neuen PV-Installationen
(PV-3 bis PV-5) würde auch die Anschlusssituation der bestehenden PV-1 verändern
und damit zu unzulässigen Netzzuständen an deren Netzverknüpfungspunkt füh-
ren, so dass eine Umverlegung des Anschlusses der PV-1 und die Zusammenfassung
der PV-Installationen der Anspruchsteller bei der Ermittlung des Verknüpfungs-
punktes aus netztechnischer und gesamtwirtschaftlicher Sicht die günstigste Option
darstellen würde.

In einem Schreiben vom 21. Juli 2009 und weiteren Schreiben wegen des zunächst8
geplanten Anschlusses der PV-2 wies die Anspruchsgegnerin die Anspruchsteller dar-
auf hin, dass die Anspruchsteller auf Basis der TAB 2000 eine kundeneigene Wandler-
messsäule in unmittelbarer Nähe des Anschlusspunktes zu errichten hätten. Darüber
hinaus erklärte die Anspruchsgegnerin, dass der zur Zählung der eingespeisten und
bezogenen elektrischen Energie notwendige Messsatz von der Anspruchsgegnerin
gestellt und betrieben werden solle.

Die Anspruchsteller informierten die Anspruchsgegnerin, dass sie nur den Anschluss9
von PV-3 bis PV-5 an das Niederspannungsnetz der Anspruchsgegnerin wünschen.
Die Anspruchsteller boten unter Vorbehalt einer späteren Rückforderung aller ent-
stehenden Kosten an, den Anschluss der PV-3 bis PV-5 an einen der von der An-
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spruchsgegnerin für den Anschluss von PV-3 bis PV-5 genannten Verknüpfungs-
punkte (Rn. 6) vorzunehmen.

Die Anspruchsgegnerin lehnte den Anschluss am bestehenden Hausanschluss ab.10

Die Anspruchsgegnerin schloss die PV-3 bis PV-5 mit einer Wechselrichterleistung11
von insgesamt 79,5 kVA mit Verlegung des Anschlusses von PV-1 an die 0,4-kV-
Niederspannungs-Sammelschiene des Trafo [. . . ] im Jahr 2010 an. Die Anspruchstel-
ler ließen zur Realisierung des Anschlusses bis zu dem genannten Verknüpfungs-
punkt drei Kabel mit einer Länge von 400 m verlegen, die parallel zur bestehen-
den Ortsnetz-Freileitung 1 der Anspruchsgegnerin verlaufen. Die Zählung des ein-
gespeisten Stromes erfolgt jeweils an den PV-Installationen unter Berücksichtigung
eines Leitungsverlustes von 1 %.

Die Eigentumsgrenze liegt bislang am Trafo [. . . ]. Die Leitungen, die von dem Tra-12
fo [. . . ] zu den PV-Installationen der Anspruchsteller verlaufen, stehen bislang im
Eigentum der Anspruchsteller und dienen ausschließlich der Einspeisung.

Der Strombezug erfolgt über den bestehenden Hausanschluss.13

Die Anspruchsteller meinen, der Hausanschluss sei als nächstgelegener Verknüp-14
fungspunkt der richtige Verknüpfungspunkt. Soweit sich dieser technisch nicht eig-
ne, sei die Anspruchsgegnerin verpflichtet, die technische Eignung auf eigene Ko-
sten herzustellen.

Die Anspruchsteller bestreiten die Höhe der von der Anspruchgsgegnerin mit15
43 000 e bezifferten Kosten für den Anschluss der Anlagen an den bestehenden
Hausanschluss. Insbesondere bestreiten die Anspruchsteller, dass hierzu eine Erd-
verkabelung aller bislang über die Freileitung 2 angeschlossenen Hausanschlüsse er-
forderlich gewesen sei. Die Anspruchsteller erklären sich zu den technischen Hinter-
gründen bezüglich der Erforderlichkeit der Erdverkabelung mit Nichtwissen.

Die Anspruchsteller behaupten, das in 50 m von dem Grundstück der Anspruchstel-16
ler entfernt endende Erdkabel sei ebenso für einen Anschluss technisch geeignet. Es
weise einen Leitungsquerschnitt von 4 x 150 mm2 auf. Damit wäre dieser der nächst-
gelegene Verknüpfungspunkt und auch der richtige Verknüpfungspunkt. Soweit sich
dieser technisch nicht eigne, sei die Anspruchsgegnerin verpflichtet, die technische
Eignung durch eine erforderliche Kapazitätserweiterung auf eigene Kosten gemäß
§ 14 EEG 2009 herzustellen, um den Anschluss der streitgegenständlichen Anlagen
und die Abnahme des darin erzeugten Stroms zu gewährleisten. Die Anspruchsgeg-
nerin habe bei der Ermittlung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüp-
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fungspunkt die Leistung der bestehenden PV-Installation PV 1 nicht berücksichtigen
dürfen, so dass die nördlich gelegene Freileitung ausgereicht hätte.

Soweit die Anspruchsteller den Anschluss an den Trafo [. . . ] – vorbehaltlich der17
rechtlichen Prüfung – vorgenommen haben, hätten sie mit drei Anschlusskabeln
für die verschiedenen PV-Installationen kalkulieren und diese verlegen dürfen, so
dass Kosten in Höhe von 28 000 e entstanden wären. Die Verlegung von drei An-
schlusskabeln sei aus energetischen und finanziellen Gründen geboten gewesen. Ins-
besondere seien drei Kabel erforderlich, um den einzuspeisenden Strom der PV-
Installationen separat zu erfassen und somit exakt zuordnen zu können.

Die Anspruchsgegnerin ist der Ansicht, dass die Niederspannungs-Sammelschiene18
im Trafo [. . . ] der richtige Verknüpfungspunkt sei. Ein Anschluss sowohl der beste-
henden PV-1 als auch der neuen PV-3 bis PV-5 an diesen sei die gesamtwirtschaftlich
günstigste Variante.

Die Anspruchsgegnerin behauptet, dass der Hausanschluss zwar der in Luftlinie19
nächstgelegene Verknüpfungspunkt, aber technisch ungeeignet gewesen sei. Der An-
schluss der PV-Installationen PV-3 bis PV-5 hätte eine Spannungsanhebung von ca.
9,47 % verursacht; dies ergebe eine nach der VDEW-Richtlinie4 unzulässige Span-
nungsanhebung. Die technische Sicherstellung des Anschlusses an den Hausanschluss
durch eine Kapazitätserweiterung der bestehenden Freileitung 2 hätte zu höheren
Kosten (43 000e) gegenüber dem Anschluss an die Niederspannungs-Sammelschiene
des Trafo [. . . ] (28 000 e) geführt.

Die an dem Grundstück der Anspruchsteller verlaufenden Freileitungen seien tech-20
nisch ebensowenig für den Anschluss geeignet gewesen.

Für die Ermittlung des technisch und gesamtwirtschaftlich günstigsten Verknüp-21
fungspunktes habe sie alle PV-Anlagen zusammengerechnet betrachten und für diese
einen gemeinsamen Verknüpfungspunkt ermitteln dürfen. Dabei habe sie mit einem
Anschlusskabel und nicht – wie von den Anspruchstellern gewünscht – mit drei
Kabeln kalkulieren dürfen. Die Verlegung von drei Anschlusskabeln durch die An-
spruchsteller sei nicht erforderlich gewesen.

Rein vorsorglich meint die Anspruchsgegnerin, dass sie mit der Zuweisung des Ver-22
knüpfungspunktes (Niederspannungs-Sammelschiene Trafo [. . . ]) den gesetzlichen
Verknüpfungspunkt ermittelt und nicht etwa ihr Letztentscheidungsrecht gemäß
4VDEW-Richtlinie „Eigenerzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz“, 4. Ausgabe 2001, hrsg. v.
Verband der Netzbetreiber – VDN – e. V. beim VDEW, zu beziehen über EW Medien und Kon-
gresse GmbH, http://www.ew-online.de.
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§ 5 Abs. 3 EEG 2009 ausgeübt habe, denn eine eventuelle Wahl des Netzverknüp-
fungspunktes der Antragsteller gemäß § 5 Abs. 2 EEG 2009 hinsichtlich des Hausan-
schlusses sei unbeachtlich, weil sie rechtsmissbräuchlich sei.

Sie ist der Ansicht, dass die Anspruchsteller die Kosten für den Anschluss von PV-323
bis PV-5 zu tragen haben.

Mit inhaltsgleichen Anträgen haben sich die Anspruchsteller und die Anspruchsgeg-24
nerin an die Clearingstelle EEG gewandt und beantragt, ein Votumsverfahren gemäß
§§ 26 ff. Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG5 durchzuführen.

Mit Beschluss vom 17. Juli 2013 hat die Clearingstelle EEG das Votumsverfahren25
angenommen und dessen grundsätzliche Bedeutung festgestellt. Die Anspruchstel-
ler wünschten die Hinzuziehung einer nichtständigen Beisitzerin oder eines nicht-
ständigen Beisitzers von dem im Anhang, Teil A, VerfO genannten Solarenergie-
Förderverein Deutschland e. V. Die Anspruchsgegnerin wünschte die Hinzuziehung
einer nichtständigen Beisitzerin oder eines nichtständigen Beisitzers von dem im An-
hang, Teil A, VerfO genannten BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft e. V. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtenden Fragen lauteten:

1. Waren die in [. . . ] errichteten Fotovoltaikanlagen der Anspruch-
stellerin zu 1), des Anspruchstellers zu 2) und des Anspruchstel-
lers zu 3) mit einer Wechselrichterleistung von insgesamt 79,5 kVA
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2009 an dem vorhandenen Netzver-
knüpfungspunkt des Vierseitenhofs, an dem bereits die Fotovol-
taikanlage des Ehemannes der Anspruchstellerin zu 1) und Vaters
der Anspruchsteller zu 2) und 3) mit einer Wechselrichterleistung
von 40 kVA angeschlossen war, anzuschließen ?

2. Bejahendenfalls: War die Anspruchsgegnerin verpflichtet, hierzu
die Netzkapazität auf ihre Kosten nach §§ 5 Abs. 4, 9 EEG 2009
zu erweitern ?

3. Gegebenenfalls: Ist die Anspruchsgegnerin nach §§ 5 Abs. 3, 13
Abs. 2 EEG 2009 zur Tragung der Kosten verpflichtet, die daraus
resultieren, dass die genannten Fotovoltaikanlagen ca. 400 m ent-
fernt vom Netzverknüpfungspunkt des Vierseitenhofes an der Sam-

5Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG vom 01.10.2007 in der Fassung v. 06.04.2010, abrufbar
unter http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung, im Folgenden bezeichnet als VerfO.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/51 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.

9

http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/51


melschiene der Trafostation [. . . ] mit dem Netz verknüpft wurden,
bejahendenfalls: in welchem Umfang ?

Die Clearingstelle EEG hat am 8. August 2013 beschlossen, dass das Verfahren bis26
zum Eingang der abschließenden Stellungnahmen ruht. Mit Schreiben vom 1. Ok-
tober 2013, nachdem weitere Stellungnahmen eingegangen waren, wies die Clearing-
stelle EEG die Parteien darauf hin, dass zur abschließenden Klärung der Verfahrens-
fragen weitere Angaben zur Nachvollziehbarkeit der Netzverträglichkeitsprüfung
bzw. zu Daten, die für die Planung gemäß § 9 EEG 2009 erforderlich sind, sowie zur
Ermittlung des richtigen Verknüpfungspunktes zum Zeitpunkt des Netzanschluss-
begehrens der Anspruchsteller notwendig seien und bat die Parteien:

„ . . .

• Entweder Schriftstücke, Zeichnungen, Pläne sowie Daten einzurei-
chen, die für Ihre Netzverträglichkeitsprüfung bzw. Ihre Ermitt-
lung des Netzverknüpfungspunktes nach § 5 Abs. 1 EEG 2009 und
Ihre Planung nach § 9 EEG 2009 erforderlich waren und Dritte in
die Lage versetzen, die in der mündlichen Erörterung angegebenen
Daten

– zur technischen Eignung und
– zu den Kosten sowie
– zur Notwendigkeit der Kosten i. S. v. § 13 Abs. 1 Halbsatz 1

EEG 2009

der verschiedenen Anschlussvarianten rechnerisch nachzuvollzie-
hen und die belegen, dass die Trafostation [. . . ] der technisch und
wirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt gegenüber dem vor-
handenen Hausanschluss und dem Anschluss an der Freileitung
ist. Dies betrifft insbesondere die Darstellung der technischen Eig-
nung und Kosten für einen Anschluss an die bestehende Freilei-
tung unter Berücksichtigung der Anschlusskosten und Kosten für
eine Kapazitätserweiterung. Insbesondere sind hierfür die vollstän-
digen Netzdaten erheblich, auch unter Angabe der verschiedenen
Kabel- bzw. Freileitungstypen sowie die Angabe der Kurzschluss-
spannung.“
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Daraufhin übermittelte die Anspruchsgegnerin ergänzende Schriftstücke und drei27
ergänzende Pläne u. a. zur Netzstruktur am 28. Juli 2009 zum Zeitpunkt des Netzan-
schlussbegehrens der Anspruchsteller. Sie trägt weiter vor, dass der Anschluss an den
Trafo [. . . ] über ein kundeneigenes Kabel lediglich zu einem höheren Spannungshub
(ca. 4,67 %) an den Energieanlagen der Anspruchsteller führe, aber nicht am Netz-
verknüpfungspunkt Trafo [. . . ]. Der Anschluss über drei kundeneigene Kabel verur-
sache einen Spannungshub von 1,59 % am Trafo [. . . ]. Am Verknüpfungspunkt, dem
Trafo [. . . ], liege der Spannungshub jedenfalls unter 3 %. Die Anhebung der Span-
nung an den Anlagen der Anspruchsteller sei aus netztechnischer Sicht irrelevant.

Zur Herstellung der technischen Eignung des Hausanschlusses hätte sie die vorhan-28
dene Freileitung 2 (vgl. zur Netzstruktur Rn. 4) verstärken und dabei die an diese ca.
605 m lange Freileitung 2 angeschlossenen Anschlussnehmer (Hausanschlüsse) ein-
beziehen müssen.

Die Verstärkung wäre technisch auf zweierlei Weise möglich gewesen, entweder29
durch das Errichten einer zweiten Freileitung unter Austausch der Holzmasten ge-
gen Betonmasten (siehe Rn. 30) oder durch die Verkabelung der bestehenden Frei-
leitung 2 (siehe Rn. 31). Bei der Gesamtkostenbetrachtung dieser Variante habe die
Anspruchsgegnerin das Entsorgen der bisherigen Freileitungsmasten nicht berück-
sichtigt.

Die Kapazitätserweiterung der Freileitung 2 unter Ersetzen der vorhandenen Holz-30
masten durch Betonmasten hätte nicht genügt. Aus technischer Sicht sei diese Vari-
ante ohnehin ungünstiger als der Anschluss an den Trafo [. . . ] mit einer Übertra-
gungsfähigkeit von mindestens 150 mm2 oder als die Verkabelung der bestehenden
Freileitung 2 und der daran angeschlossenen Hausanschlüsse. Für die Einspeiseleis-
tung aus den PV-Installationen der Anspruchsteller wären zwei Freileitungen mit
einem Querschnitt von jeweils 70 mm2 erforderlich gewesen. Für diese Kapazitätser-
weiterung hätten die vorhandenen Holzmasten durch Betonmasten ersetzt werden
müssen, weil sich die Holzmasten statisch und technisch nicht eigneten, zwei Frei-
leitungen zu tragen. Bei diesem Leitungsquerschnitt hätte dies eine Übertragungsfä-
higkeit von nur 140 mm2 ergeben.

Die Verstärkung der Freileitung 2 durch ersatzweise Verkabelung wäre zwar tech-31
nisch geeignet, aber gesamtwirtschaftlich ungünstiger als der Anschluss an die
Niederspannungs-Sammelschiene Trafo [. . . ]. Die Gesamtkosten für die Verkabe-
lung hätten 43 000 e betragen. Für die Verstärkung wäre es erforderlich gewesen,
alle an die Freileitung angeschlossenen Hausanschlüsse zu verkabeln. Die Verka-
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belung der Hausanschlüsse wäre erforderlich gewesen, weil der Anschluss der PV-
Installationen der Anspruchsteller andernfalls zu überhöhten Spannungen geführt
hätte. Die in Ansatz gebrachten Kosten in Höhe 1 779 e für jedes Hausanschluss-
kabel seien angemessen und basierten auf den mit den bauausführenden Rahmen-
vertragsfirmen verhandelten Preisen. Die Anspruchsgegnerin habe einen Mischpreis
angesetzt, der auch den Tiefbau berücksichtige. Der angegebene Preis ergebe sich
aus den Erfahrungswerten und den örtlichen Umständen. Dieser Preis liege sogar
unterhalb der von anderen Netzbetreibern erhobenen Preise. Dass diese Kosten bei
der Ermittlung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunktes
im Jahr 2009 in vollem Umfang berücksichtigt werden konnten, ergibt sich aus dem
Umstand, dass bis dahin keine anderen Anschlusswünsche als die der Anspruch-
steller vorlagen und die Freileitung 2 zur Versorgung der anderen Hausanschlüsse
bislang technisch geeignet war, ohne dass es vor dem Netzanschlussbegehren der
Anspruchsteller einer Kapazitätserweiterung bedurft hätte. Bei der Ermittlung des
Verknüpfungspunktes habe sie die Kosten für die Umverlegung des Anschlusses der
bestehenden Anlage PV-1 nicht einberechnet, so dass die Kostenprüfung für die drei
geplanten Installationen PV-3 bis PV-5 erfolgt sei.

Technisch und wirtschaftlich günstiger sei es gewesen, ein zusätzliches Kabel von32
den PV-Installationen zum Trafo [. . . ] zu verlegen. Dies habe den Vorteil eines zu-
sätzlichen Stromkreises und einer höheren Übertragungsfähigkeit geboten, weil ein
Erdkabel einen Leitungsquerschnitt von 150 mm2 habe. Überdies sei ein gemein-
samer Netzverknüpfungspunkt aller PV-Installationen wegen der Betriebsführung
technisch sicherer, weil somit im Fall von Bränden eindeutig wäre, dass alle Anlagen
unter Spannung stünden und abgeschaltet werden könnten.

Die Anspruchsgegnerin meint weiter, sie sei berechtigt gewesen, eine Wandlermes-33
sung zu fordern, weil die Einspeiseleistung der PV-Installationen der Anspruchsteller
über 44 kW lag. Dies ergebe sich aus den Technischen Anschlussbedingungen Nie-
derspannung (TAB NS). Bei einer Einspeiseanlage mit einer Leistung über 44 kW
sei in jedem Fall eine Wandlermessung erforderlich. Denn einfache Zähler könnten
lediglich bis zu einer Leistung von 44 kW eingesetzt werden. Aus der Verantwortung
der Anspruchsteller für die Errichtung der Messeinrichtungen und für den Messstel-
lenbetrieb ergebe sich, dass sie den Einbau der Messeinrichtung an dem Trafo [. . . ],
der die Eigentumsgrenze und den Übergabepunkt bilde, habe fordern dürfen. Eine
Messung sei auch deshalb dort anzubringen, weil nur die in das Netz für die allge-
meine Versorgung eingespeisten Strommengen zu vergüten seien. Die Kosten für die
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Messeinrichtungen seien nicht in den gesamtwirtschaftlichen Kostenvergleich einzu-
beziehen.

Für den Gesamtkostenvergleich habe die Anspruchstellerin bei den Anschlusskosten34
nur ein Anschlusskabel in Ansatz bringen können und nicht, wie die Anspruchstel-
ler meinen, drei Anschlusskabel. Auch sei keine Verpflichtung der Anspruchsteller
gegeben, drei Anschlusskabel zu verlegen. Auch aus messtechnischer Sicht ergebe
sich keine Notwendigkeit, weil § 19 Abs. 2 EEG 2009 eine Abrechnung gleicharti-
ger Erneuerbarer Energien über eine gemeinsame Messeinrichtung zulasse. Eine ge-
trennte Messung und Abrechnung könne ebenso mittels eines Zählkonzeptes und
einer separaten Unterzählung erfolgen.

Andere Anschlussvarianten wie der Anschluss an das Mittelspannungsnetz oder an35
die Freileitung 1 seien technisch ungeeignet oder hätten zu noch höheren Anschluss-
kosten geführt.

Die Verstärkung der Freileitung 1 auf der rechten Straßenseite sei deshalb technisch36
ungeeignet, weil diese zu einem anderen Stromkreis zähle, so dass eine Kapazitäts-
erweiterung dieser Freileitung technisch ohne Auswirkung für den Anschluss der
PV-Anlagen der Anspruchsteller gewesen wäre. Hierdurch hätte keine technische
Eignung des Verknüpfungspunktes – Hausanschluss – hergestellt werden können.

Die Verstärkung des 50 m langen Erdkabels vom Hausanschluss zur Freileitung 237
hätte nicht zu einer technischen Eignung geführt, weil auch danach der Spannungs-
hub über 3 % gelegen hätte, so dass eine Kapazitätserweiterung der Freileitung 2 mit
den damit einhergehenden höheren Kosten gegenüber dem Anschluss an den Trafo
[. . . ] gesamtwirtschaftlich ungünstiger sei.

2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus § 26 Abs. 2 VerfO. Den Partei-38
en ist gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnah-
me gegeben worden. Gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 20 Abs. 1 VerfO hat die Clearingstel-
le EEG einen Termin zur mündlichen Erörterung bestimmt. Die Beschlussvorlage
hat gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 24 Abs. 5 VerfO das Mitglied der Clearingstelle EEG
Dr. Brunner erstellt.
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2.2 Würdigung

Die streitgegenständlichen Anlagen PV-3 bis PV-5 der Anspruchsteller waren nicht39
am bestehenden Hausanschluss des Vierseitenhofes anzuschließen. Für die Ermitt-
lung des richtigen Verknüpfungspunktes durfte die Anspruchsgegnerin die An-
schlussbegehren der Anspruchsteller insgesamt berücksichtigen und zusammenfas-
sen (Abschnitt 2.2.1 Rn. 40 ff.). Der technisch und gesamtwirtschaftlich günstigste
Verknüpfungspunkt für die PV-Installationen PV-3 bis PV-5 mit Umverlegung der
PV-1 ist der Trafo [. . . ] (Abschnitt 2.2.2 Rn. 53 ff. und Abschnitt 2.2.3 Rn. 66 ff.).
Die notwendigen Kosten für den Netzanschluss an den Verknüpfungspunkt nach
§ 5 Abs. 1 EEG 2009 haben die Anspruchsteller gemäß § 13 Abs. 1 EEG 2009 zu tra-
gen. Die Anspruchsgegnerin hat nicht ihre Pflicht aus § 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2009
verletzt.

2.2.1 Zusammenfassung der Anlagen zur Ermittlung des Verknüpfungspunk-
tes

Die Anspruchsgegnerin war berechtigt, die PV-Installationen PV-3 bis PV-5 der An-40
spruchsteller für die Ermittlung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Ver-
knüpfungspunktes hinsichtlich des Anschlusses der PV-3 bis PV-5 zusammenzufas-
sen und den Anschluss der PV-1 aufgrund der sich ergebenden streitgegenständlichen
Anschlusssituation (vgl. Rn. 50) zu verlegen.

Bei der Ermittlung des Verknüpfungspunktes sind auch dann mehrere Anlagen zu41
berücksichtigen, wenn diese von verschiedenen Anlagenbetreiberinnen bzw. -betrei-
bern betrieben werden.6 Zum einen ergibt sich dies bereits aus dem Wortlaut von
§ 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2009 („Anlagen . . . an der Stelle anzuschließen (Verknüpfungs-
punkt), die . . . “) und zum anderen aus dem systematischen Zusammenhang mit § 9
EEG 2009 sowie aus dem Sinn und Zweck der Norm, der Minimierung der gesamt-
wirtschaftlichen Kosten des Anschlusses.

Netzbetreiber sind gemäß § 5 Abs. 1 EEG 2009 verpflichtet, Anlagen an den tech-42
nisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt anzuschließen. Der Ge-
setzgeber unterscheidet nach dem Wortlaut von § 5 EEG 2009 nicht, ob dies Anlagen
6Vgl. OLG Dresden, Urt. v. 10.06.2010 – 9 U 550/08, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/1311, S. 12, nachgehend BGH, Beschl. v. 15.02.2011 – VIII ZR 175/10, Nicht-
zulassungsbeschwerde zurückgewiesen; ebenso zu § 4 EEG 2004: Clearingstelle EEG, Votum v.
19.09.2008 – 2008/14, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/14, S. 8 ff.
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verschiedener Anlagenbetreiberinnen bzw. -betreiber oder einer/eines Anlagenbe-
treiberin bzw. -betreibers sind.

In die Ermittlung des gesetzlichen Verknüpfungspunktes fließen gesamtwirtschaft-43
liche Erwägungen ein, die gemäß § 5 Abs. 4 i. V. m. § 9 EEG 2009 auch die Kosten
für den Netzausbau bei der Gesamtkostenbetrachtung berücksichtigen. In einen ge-
samtwirtschaftlichen Kostenvergleich fließen daher hinsichtlich der Netzausbauko-
sten auch Netzanschlussbegehren anderer Einspeisewilliger ein.7 Die Ermittlung des
richtigen Verknüpfungspunktes kann daher nicht losgelöst von der wirtschaftlichen
Zumutbarkeit der Kapazitätserweiterung betrachtet werden, weil die Kosten einer
Kapazitätserweiterung in die Gesamtbetrachtung einfließen.

Unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten ist es daher sinnvoll und es entspricht44
dem Zweck der Ermittlung des technisch und gesamtwirtschaftlich günstigsten Ver-
knüpfungspunktes, wenn künftige bzw. gleichzeitig geplante Anlagen jedenfalls an
demselben Standort und die Entwicklungen im Netzgebiet des jeweiligen Netzbe-
treibers, hier der Anspruchsgegnerin, bereits bei der Netzanschlussprüfung berück-
sichtigt werden.8 Weil die Anschlussverpflichtung und die Ermittlung des Verknüp-
fungspunktes gemäß § 5 Abs. 1 EEG 2009 wegen § 5 Abs. 4 EEG 2009, der untrenn-
bar mit Abs. 1 zusammenhängt,9 nicht losgelöst von der Pflicht zur Kapazitätserwei-
terung gemäß § 9 EEG 2009 betrachtet werden können, ist der Anschluss weiterer
Anlagen bei der Gesamtbetrachtung relevant. § 5 EEG 2009 ist nicht einseitig aus-
schließlich zugunsten der Anlagenbetreiberinnen bzw. -betreiber geschaffen worden,
sondern will auch die Interessen der Netzbetreiber und der Allgemeinheit berück-
sichtigen, weshalb die Kosten der Kapazitätserweiterung und die Reduzierung der
gesamtwirtschaftlichen Kosten durch Berücksichtigung weiterer Anschlussbegehren
bereits bei der Betrachtung des Netzanschlusses und der Ermittlung des Verknüp-
fungspunktes mit zu bedenken sind.10 Dies galt bereits ausweislich der Gesetzesbe-
gründung zu § 4 Abs. 2 EEG 2004 unter dem EEG 2004:
7BT-Drs. 16/8148, S. 45 zu § 9 Abs. 3 EEG 2009; OLG Dresden, Urt. v. 10.06.2010 – 9 U 550/08, abruf-
bar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/rechtsprechung/1311, S. 12 ff., nachgehend BGH, Beschl. v.
15.02.2011 – VIII ZR 175/10, Nichtzulassungsbeschwerde zurückgewiesen; ebenso zu § 4 EEG 2004:
Clearingstelle EEG, Votum v. 19.09.2008 – 2008/14, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/14, S. 8 ff.

8Vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 45 zu § 9 Abs. 3 EEG 2009.
9Altrock, in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG-Kommentar, 4. Aufl. 2013, § 5 Rn. 7.
10Altrock, in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG-Kommentar, 4. Aufl. 2013, § 5 Rn. 14 und

Rn. 85; Wustlich, in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG-Kommentar, 4. Aufl. 2013, § 9
Rn. 37.
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„Bei diesem Kostenvergleich ist nicht nur auf den Anschluss der einzel-
nen Anlage abzustellen, sondern vielmehr zu prüfen und ggf. zu berück-
sichtigen, ob der Anschluss weiterer Anlagen geplant ist, insbesondere
dann, wenn bereits konkrete Netzprüfungsanfragen vorliegen.“11

Dieses gilt für die neue Rechtslage nach dem EEG 2009 fort. Denn aus der Neufor-45
mulierung der Anschlussvorschriften in § 5 EEG 2009 hat sich keine inhaltliche Än-
derung ergeben; Grundsatz bleibt die Minimierung aller Kosten des Netzanschlusses
und der Kapazitätserweiterung und somit die gesamtwirtschaftliche Betrachtungs-
weise.12

Da für die Ermittlung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit der Kapazitätserweiterung46
ausweislich der Gesetzesbegründung auch andere Anschlussbegehren zu berücksich-
tigen sind, um ggf. eine wirtschaftliche Zumutbarkeit des Ausbauverlangens zu be-
gründen, muss die Gesamtbetrachtung – nämlich die Berücksichtigung weiterer An-
schlussbegehren – auch für die dem Netzausbau vorgelagerte Prüfung hinsichtlich
des richtigen Netzanschlusspunktes gelten.

Im vorliegenden Fall lagen bereits konkrete Netzanschlussbegehren der Anspruch-47
steller vor, die sich sogar auf dasselbe Grundstück bezogen, so dass die PV-Installa-
tionen der Anspruchsteller zur Prüfung der technischen Eignung und der Ermitt-
lung der Gesamtkosten aller Anschlüsse in dem konkreten Einzelfall zusammen-
zufassen waren. Hiervon war auch der bestehende Anschluss der PV-1 nicht auszu-
nehmen, denn beispielsweise im Falle eines Netzausbaus ist auch die Umverlegung
bestehender Versorgungsanschlüsse unbeteiligter Dritter grundsätzlich nicht unge-
wöhnlich. Die Inhaber dieser Anschlüsse müssen in diesen Fällen regelmäßig die
Durchführung der technischen Maßnahmen dulden (vgl. z. B. §§ 12, 21 NAV13).
Die hierbei entstehenden Kosten sind im Allgemeinen den Kosten des Netzausbaus
zuzuordnen. Ob der vorliegende Sachverhalt ebenso zu beurteilen ist, kann indes
dahinstehen, da die Umverlegung für den Anschluss von PV-3 bis PV-5 schon tech-
nisch notwendig war, denn nach dem nachvollziehbaren und schlüssigen Vortrag der
11BT-Drs. 15/2864, zu § 4 Abs. 2 EEG 2004, S. 34.
12BT-Drs. 16/8148, S. 41 zu § 5 Abs. 1 EEG 2009; Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 29.09.2011 –

2011/1, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/1; BGH, Urt. v. 10.10.2012 –
VIII ZR 362/11, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/rechtsprechung/2081.

13Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elek-
trizitätsversorgung in Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – NAV), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung zur Neufassung und Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des
Energiewirtschaftsrechts sowie des Bergrechts v. 03.09.2010, BGBl. I S. 1261.
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Anspruchsgegnerin hätte sich bei einem Verbleib der PV-1 am Hausanschluss ein
unzulässiger Spannungshub für den Anschluss der PV-1 am bestehenden Hausan-
schlusskabel ergeben, auch wenn die PV-3 bis PV-5 an den Trafo [. . . ] angeschlossen
worden wären.14

Im streitgegenständlichen Fall ist der von der Anschluss- bzw. Ausbaumaßnahme be-48
troffene Dritte zwar der den Anspruchstellern verwandtschaftlich verbundene [. . . ],
der die Anspruchsteller auch im vorliegenden Verfahren rechtsgeschäftlich vertritt,
doch ergibt sich hieraus nichts Anderes. Auch hier hat der Dritte – [. . . ] – die Um-
verlegung des Netzanschlusses seiner Installation (PV-1) aus technischen Gründen
zu dulden, da der Weiterbetrieb der von ihm betriebenen PV-1 am bestehenden Ver-
knüpfungspunkt selbst bei Anschluss der PV-3 bis PV-5 an den Trafo [. . . ] technisch
wegen des festgestellten überhöhten Spannungshubes nicht möglich ist15 und ihm
durch die Umverlegung keine zusätzlichen Kosten entstehen. Daher kann offenblei-
ben, ob mögliche Mehrkosten Netzanschluss- oder Netzausbaukosten wären.16

Bei der Verlegung der Anschlussleitung(en) von den verfahrensgegenständlichen PV-49
Installationen PV-3 bis PV-5 zum Trafo [. . . ] handelt es sich um eine unmittelbar
dem Anschluss der Anlagen dienende Maßnahme. Insofern ausschließlich durch die
Veränderung des Anschlusses der PV-1 hervorgerufene Kosten sind weder dargetan
noch sonst erkennbar.

Nach den insoweit schlüssigen sowie nachvollziehbaren und nicht substantiiert be-50
strittenen Ausführungen der Anspruchsgegnerin stellte diese Anschlussvariante aber
– gerade auch wegen des Nichtanfalls von Netzverstärkungskosten für die Anschluss-
änderung der PV-1 – diejenige Variante mit den geringsten Gesamtkosten dar, die
daher gemäß § 5 Abs. 1 EEG 2009 zu wählen war, um die volkswirtschaftlichen Ko-
sten der Netzintegration zu minimieren, die bei einem Anschluss und Netzausbau
entstehen (vgl. Abschnitt 2.2.3 Rn. 66 ff.). Denn der Verbleib der PV-1 an deren be-
stehendem Verknüpfungspunkt hätte bei Anschluss der PV-3 bis PV-5 an den Trafo
[. . . ] – wie ebenfalls schlüssig und nachvollziehbar von der Anspruchsgegnerin dar-
14Zur Beurteilung der technischen Eignung bei einem Spannungshub über 2 % vgl. Clea-

ringstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff., insbesondere Rn. 48.

15Zur Beurteilung der technischen Eignung bei einem Spannungshub über 2 % vgl. Clea-
ringstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff., insbesondere Rn. 48.

16Ob mögliche Mehrkosten bei einer Umverlegung gegenüber einer anderen Anschlussvariatne bzw.
einem bisherigen Anschluss Netzanschluss- oder Netzausbaukosten sind, bedarf der Begutachtung
im Einzelfall.
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gelegt und von der Anspruchstellerin nicht bestritten wurde – zu einem Spannungs-
hub von ca. 9 % am bestehenden Verknüpfungspunkt der PV-1 geführt, so dass der
Anschluss der PV-1 nicht mehr den Anforderungen von § 7 Abs. 2 EEG 2009 i. V. m.
§ 49 EnWG17 entsprochen hätte.18 In der Folge hätte die Anspruchsgegnerin hier
zur Aufrechterhaltung der Netzsicherheit weitere kostenträchtige Maßnahmen zur
Netzverstärkung durchführen müssen.

Aufgrund der Anschlusssituation der PV-1 und der geplanten PV-3 bis PV-5 war die51
Umverlegung des Anschlusses der PV-1 vom Hausanschluss an die neu zu verlegende
Anschlussleitung der PV-3 bis PV-5 an den Trafo [. . . ] im Vergleich zu den andern-
falls notwendigen Netzverstärkungsmaßnahmen am Hausanschluss in technischer
und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht zu bevorzugen.

Die Einbeziehung bestehender Anlagen bei der Ermittlung des richtigen Verknüp-52
fungspunktes für weitere Installationen der Anspruchsteller ist damit aus netztech-
nischer und gesamtwirtschaftlicher Sicht ähnlich zu bewerten wie die Berücksich-
tigung verschiedener konkreter Netzanschlussbegehren in der o. g. Gesetzesbegrün-
dung (vgl. Rn. 44). Die Einbeziehung bestehender Anlagen und gemeinsame Betrach-
tung mit weiteren Installationen schließt jedoch nicht die Pflicht des Netzbetreibers
aus, eine netztechnische Prüfung vorzunehmen, ob ein getrennter Anschluss der
jeweiligen Einzelanlagen an verschiedenen Verknüpfungspunkten zu wirtschaftlich
und technisch günstigeren Anschlusslösungen führt.

2.2.2 Technische Eignung

Der Trafo [. . . ] ist gegenüber den anderen Varianten der technisch geeignetere Ver-53
knüpfungspunkt. Dies geht aus den nachvollziehbaren und detaillierten Darstellun-
gen der Anspruchsgegnerin und den zur Akte gereichten Netzplänen hervor, denen
die Anspruchsteller nicht ausreichend substantiiert entgegengetreten sind.

Der Hausanschluss war schon wegen des unbestritten überhöhten Spannungshubes54
technisch nicht ohne Weiteres geeignet. Zwar kann die technische Eignung gemäß
§ 5 Abs. 4 EEG 2009 durch entsprechende Maßnahmen i. S. v. § 9 Abs. 1 EEG 2009
hergestellt werden, aber im vorliegenden Fall waren diese gesamtwirtschaftlich un-
17Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) v. 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch

Art. 4 des Gesetzes v. 07.03.2011 (BGBl. I S. 338).
18Zur Beurteilung der technischen Eignung bei einem Spannungshub über 2 % vgl. Clea-

ringstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff., insbesondere Rn. 48.
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günstiger (vgl. dazu gleich unter Abschnitt 2.2.3 Rn. 66 ff.) als ein Anschluss an den
Trafo [. . . ].

Eine technische Eignung des Hausanschlusses für den Anschluss der PV-3 bis55
PV-5 hätte auch nicht durch die Verstärkung der Freileitung 1 – ungeachtet der Hö-
he der Kosten – erreicht werden können. Denn eine Verstärkung der Freileitung 1,
die zu einem anderen Stromkreis als der Hausanschluss der Anspruchsteller zählt,
hätte nicht zu einer Verringerung des bereits mit 3 % bestehenden Spannungshubes
am Hausanschluss geführt.

Ein Anschluss an den Hausanschluss unter Berücksichtigung der Verstärkung der56
Freileitung 2 durch Verkabelung hätte zwar zur technischen Aufnahmefähigkeit des
Hausanschlusses, aber zu wesentlich höheren Kosten als ein Anschluss an den Trafo
[. . . ] geführt.

Die Verstärkung der Freileitung 2 hätte durch zwei verschiedene Varianten gesche-57
hen können; zum einen durch den Austausch der bestehenden Holzmasten gegen Be-
tonmasten und dem Verlegen einer neuen Freileitung oder zum anderen durch Ver-
kabelung und Anbindung der an die bisherige Freileitung 2 angeschlossenen Netz-
kunden.

Die Verstärkung der Freileitung 2 durch Austausch der Holzmasten und Ersetzen58
der Freileitung durch zwei Leitungen mit einem jeweiligen Leitungsquerschnitt von
70 mm2 stellt sich technisch ungünstiger dar als die Verkabelung der bisher beste-
henden Freileitung 2 mit einem Kabelquerschnitt von 150 mm2.

Denn die Anspruchsgegnerin hat schlüssig und nachvollziehbar anhand der über-59
reichten Unterlagen dargelegt, dass zur Herstellung der technischen Aufnahmefähig-
keit des Hausanschlusses die vorhandene Freileitung 2 (vgl. zur Netzstruktur Rn. 4)
hätte verkabelt werden und dabei die an diese ca. 605 m lange Freileitung 2 ange-
schlossenen Anschlussnehmer (Hausanschlüsse) hätten einbezogen werden müssen.

Wäre die Freileitung 2 lediglich durch zwei neue Freileitungen ersetzt worden, wä-60
ren die technischen Grenzwerte nicht eingehalten worden, weil der Spannungshub
am Hausanschluss, der durch den Anschluss der Anlagen PV-3 bis PV-5 herbeige-
führt würde, mit zunächst 9 % und nach der Verstärkung mit über 4 % noch immer
überhöht gewesen wäre.19 Auch hätte ein Austausch der Freileitung 2 durch zwei
neue Freileitungen zu einer geringeren Übertragungsfähigkeit gegenüber der Vari-
19Vgl. zur Beurteilung der technischen Eignung Clearingstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10,

abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff.
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ante des Austausches der Freileitung 2 durch ein Erdkabel geführt, weshalb sich der
Austausch durch ein Erdkabel als technisch geeigneter darstellt.

Selbst wenn die von der Anspruchsgegnerin herangezogene VDEW-Richtlinie nicht61
starr angewendet werden dürfe,20 weil gemäß § 49 EnWG die Einhaltung der allge-
meinen Regeln der Technik lediglich bei Beachtung der VDE-Richtlinien vermutet
wird, so wäre es an den Anspruchstellern gewesen, die substantiierten und anhand
der übermittelten Daten nachvollziehbaren Darstellungen der Anspruchsgegnerin
zu widerlegen. Die Anspruchsgegnerin hat schlüssig und nachvollziehbar dargelegt,
welche Spannungshübe bei einem Anschluss der PV-3 bis PV-5 an die verschiedenen
Verknüpfungspunkte entstünden und dass diese dauerhaft überhöht und wegen der
Auswirkungen auf den Netzbetrieb nicht tolerabel seien.

Auch bei einer getrennten Betrachtung der Anlagen der Anspruchsteller – ungeach-62
tet der obigen Ausführungen bei Abschnitt 2.2.1 Rn. 40 ff. – ist die Freileitung 2
technisch nicht geeignet, weil der Spannungshub am Hausanschluss bereits durch
die angeschlossene und einspeisende Bestandsanlage PV-1 bei 3 % lag, so dass der
Anschluss auch nur einer weiteren Anlage nach dem schlüssigen und nachvollzieh-
baren Vortrag der Anspruchsgegnerin zu einer unzulässigen Erhöhung des Span-
nungshubes geführt hätte.21 Daher wäre neben der Maßnahmen, die die technische
Aufnahmefähigkeit am Hausanschluss hergestellt hätten, immer auch ein Kabel für
die übrigen Anlagen zu verlegen gewesen.

Die mögliche Verstärkung des 50 m langen Erdkabels vom Hausanschluss zur Frei-63
leitung 2 führt entgegen der Ansicht der Anspruchsteller nicht zur technischen Auf-
nahmefähigkeit, da es auch in diesem Fall nach dem nachvollziehbaren und schlüssi-
gen Vortrag der Anspruchsgegnerin wegen der geringen Leitungslänge von 50 m zu
einem überhöhten Spannungshub am Hausanschluss bei einem Anschluss von PV-3
bis PV-5 kommen würde.

Der Anschluss an die Mittelspannungsebene war zwar technisch geeignet und lag64
auch näher, aber ein neuer Trafo hätte zu höheren Gesamtkosten als ein Anschluss
an den Trafo [. . . ] geführt.

20Clearingstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff.; OLG Nürnberg, Urt. v. 11.03.2008 – 1 U 1467/07, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/rechtsprechung/409, S. 10 f.

21Vgl. zur Beurteilung der technischen Eignung Clearingstelle EEG, Votum v. 02.12.2008 – 2008/10,
abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10, Rn. 44 ff.
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Zu anderen Varianten haben die Parteien nicht weiter substantiiert vorgetragen, so65
dass rechtliche Erwägungen diesbezüglich, z. B. zu einem Anschluss über ein An-
schlusskabel mit einer Länge von ca. 200 m an das Niederspannungskabel [. . . ],
[. . . straße zwischen Nr. 8 und Nr. 9], nicht vorzunehmen waren.

2.2.3 Gesamtwirtschaftlich günstigster Verknüpfungspunkt

Der Verknüpfungspunkt Trafo [. . . ] ist die gesamtwirtschaftlich günstige Variante66
für den Anschluss mit Kosten in Höhe von ca. 28 000 e. Demgegenüber hätten
die Kosten für einen Anschluss an den bestehenden Hausanschluss rund 43 000 e
betragen. Dies ergab sich aus den der Clearingstelle EEG von der Anspruchsgegne-
rin übermittelten Unterlagen und Berechnungen, die nachvollziehbar und schlüssig
sind.

Für den Kostenvergleich ist nicht entscheidend, ob die Kosten für die Messeinrich-67
tungen und die Wandlermessung einzubeziehen waren, weil diese Kosten gleicher-
maßen für beide Anschlussvarianten identisch gewesen wären. Daher war nicht zu
entscheiden, ob solche Kosten überhaupt in einen gesamtwirtschaftlichen Kostenver-
gleich einzufließen haben.

Die Kosten für den Anschluss an den Trafo [. . . ] waren auch angemessen progno-68
stiziert. Denn unter Zugrundelegen der der Clearingstelle EEG vorgelegten tech-
nischen Daten aus dem Plan „Netzstruktur am 28. Juli 2009“ und der Kosten für
ein Anschlusskabel mit einer Länge von ca. 400 m weichen die Kosten für einen
Anschluss an den Trafo [. . . ] nicht erheblich von den den Anspruchstellern entstan-
denen Kosten sowie den von der Anspruchsgegnerin prognostizierten Kosten ab, so
dass der Trafo [. . . ] der technisch und wirtschaftlich günstige Verknüpfungspunkt
für die Anlagen der Anspruchsteller ist.

Der Anschluss an den Hausanschluss hätte zu höheren Kosten geführt. Denn aus69
den oben dargelegten Gründen wäre zur Herstellung der technischen Aufnahmefä-
higkeit des Hausanschlusses eine Verkabelung erforderlich gewesen. Ohne eine Ver-
kabelung und ohne Einbindung der an die Freileitung 2 angeschlossenen Hausan-
schlüsse läge der Spannungshub am Hausanschluss der Anspruchsteller bei über 4 %
und entspräche nicht dem Betrieb eines sicheren, zuverlässigen und leistungsfähigen
Energieversorgungsnetzes. Dies und die Kosten für eine solche Verkabelung unter
Einbindung der an die bisherige Freileitung 2 angeschlossenen Hausanschlüsse hat
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die Anspruchsgegnerin anschaulich substantiiert dargelegt. Die hierfür durchgeführ-
ten Berechnungen weisen durchschnittliche Preise aus.

Soweit die Anspruchsgegnerin gegenüber den Anspruchstellern eine Variantenprü-70
fung nicht offengelegt hat, führt dies noch nicht zu einem Verstoß gegen § 5 Abs. 1
EEG 2009 bei der Ermittlung des Verknüpfungspunktes. Denn die Anspruchsgegne-
rin schuldet den Anschluss an den technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüp-
fungspunkt. Ist der ermittelte Verknüpfungspunkt der gesetzliche Verknüpfungs-
punkt i. S. v. § 5 Abs. 1 EEG 2009, liegt keine Pflichtverletzung i. S. v. § 280 BGB
i. V. m. § 5 Abs. 1 EEG 2009 vor. Die Niederspannungs-Sammelschiene am Trafo
[. . . ] ist nach dem plausiblen und substantiierten Vortrag der Anspruchsgegnerin der
technisch und gesamtwirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt i. S. d. § 5 Abs. 1
EEG 2009.

Die Anspruchsgegnerin ist nicht verpflichtet gewesen, bei ihrer Planung und bei71
dem Verlegen des Erdkabels zur Versorgung von Letztverbraucherinnen und Letzt-
verbrauchern von dem Trafo [. . . ] bis zur Freileitung 2 im Jahr 2009 bereits die An-
schlussbegehren der Anspruchsteller zu berücksichtigen, damit die Anspruchsteller
in dieses Erdkabel hätten einspeisen können. Denn das erste Anschlussbegehren hin-
sichtlich der nicht errichteten PV-2 lag im Juni 2009 und die streitgegenständlichen
Anschlussbegehren lagen im September 2009 vor. Zu diesem Zeitpunkt war die Pla-
nung zum Verlegen des Erdkabels bereits abgeschlossen.

2.2.4 Letztentscheidungsrecht gemäß § 5 Abs. 3 EEG 2009

Ein Anwendungsfall von § 5 Abs. 3 EEG 2009 liegt nicht vor, weil die Anspruchsgeg-72
nerin keinen anderen Netzverknüpfungspunkt als den gesetzlich ermittelten i. S. v.
§ 5 Abs. 1 Satz 1 EEG 2009 zugewiesen hat.

Dr. Brunner Dibbern Dr. Lovens

Jung Weißenborn
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